
 

Auszug aus dem Beschlussprotokoll 
69. Ratssitzung vom 11. November 2015
 
 
 
1386. 2015/99 

Weisung vom 08.04.2015: 
Tiefbauamt, Teilrevision der städtischen Parkplatzverordnung (Gemeinderats-
beschluss vom 11. Dezember 1996), Änderung Bestimmung betreffend autoarme 
Nutzungen 

  
Antrag des Stadtrats 
 
1. Die Verordnung über private Fahrzeugabstellplätze (Parkplatzverordnung) vom  

11. Dezember 1996 (AS 741.500) wird wie folgt geändert: 
Art. 8 Besondere Bestimmungen 
Abs. 1–4 unverändert 
Abs. 5  
Für autoarme Nutzungen kann der Minimalparkplatzbedarf für Bewohnerinnen und 
Bewohner sowie für Beschäftigte abweichend von den Vorgaben dieser Verordnung 
im Einzelfall gestützt auf ein Mobilitätskonzept festgelegt werden. Der Minimalbedarf 
an behindertengerechten Abstellplätzen darf dabei nicht unterschritten werden. Bei 
Abweichungen von den Vorgaben des Mobilitätskonzepts kann die Grundeigentü-
merschaft verpflichtet werden, die gemäss Art. 5 Abs. 1 minimal erforderlichen Ab-
stellplätze auf dem Grundstück zu schaffen, oder falls dies nicht möglich ist, durch 
Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage oder durch Zumietung nachzuweisen, 
beides im Umkreis von maximal 300 m, oder falls auch dies nicht möglich ist, durch 
eine entsprechende Ersatzabgabe nach Art. 15 ff. abzugelten. Diese Verpflichtung 
ist vor Baubeginn als öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung im Grundbuch 
anmerken zu lassen. 

2. Der Stadtrat setzt diese Änderung nach Genehmigung durch die Baudirektion in 
Kraft. 

 
Referent zur Vorstellung der Weisung: Markus Knauss (Grüne) 
 
Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Tiefbau- und Entsorgungsdepartements 
Stellung. 
 
 
Die Detailberatung ist abgeschlossen. 
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Die Vorlage wird stillschweigend an die Redaktionskommission (RedK) überwiesen. 
 
 
Damit ist beschlossen: 
 
Der Artikel 8 der Verordnung über private Fahrzeugabstellplätze (Parkplatzverordnung) 
ist durch die RedK zu überprüfen (Art. 38 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 64 Abs. 1 Ge-
schO GR). Die Schlussabstimmung findet nach der Redaktionslesung statt. 
 
Verordnung über private Fahrzeugabstellplätze (Parkplatzverordnung) vom 11. Dezember 1996  
(AS 741.500) 
 
Art. 8 Besondere Bestimmungen 
Abs. 1–4 unverändert 
Abs. 5  
Für autoarme Nutzungen kann der Minimalparkplatzbedarf für Bewohnerinnen und Bewohner sowie für 
Beschäftigte abweichend von den Vorgaben dieser Verordnung im Einzelfall gestützt auf ein Mobilitätskon-
zept festgelegt werden. Der Minimalbedarf an behindertengerechten Abstellplätzen darf dabei nicht unter-
schritten werden. Bei Abweichungen von den Vorgaben des Mobilitätskonzepts kann die Grundeigentümer-
schaft verpflichtet werden, die gemäss Art. 5 Abs. 1 minimal erforderlichen Abstellplätze auf dem Grund-
stück zu schaffen, oder falls dies nicht möglich ist, durch Beteiligung an einer Gemeinschaftsanlage oder 
durch Zumietung nachzuweisen, beides im Umkreis von maximal 300 m, oder falls auch dies nicht möglich 
ist, durch eine entsprechende Ersatzabgabe nach Art. 15 ff. abzugelten. Diese Verpflichtung ist vor Baube-
ginn als öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung im Grundbuch anmerken zu lassen. 
 
Mitteilung an den Stadtrat 

 
 
 
Im Namen des Gemeinderats 
 
 
Präsidium 
 
 
Sekretariat 
 


